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Politik undWirtschaft

KMU-verträglicheMehrwertabgabe
Womit EinzonungenMehrwert geschaffenwird, sollenGemein-
denauchAbgabenerheben.DasPrinzipgilt, seit dasneue
Raumplanungsgesetz inKraft ist. Bei der kantonalenUmsetzung
liegtderTeufel aberwieoft imDetail. Dochkonnte eine versöhn-
liche Lösung fürHausbesitzer undGewerbler erarbeitetwerden.

Die Zustimmung der Stimmbe-
rechtigten am 3. März 2013 zum
eidgenössischen Raumplanungs-
gesetz (RPG) hatte zur Folge, dass
auch der Kanton Zürich verpflichtet
wurde, gewisse übergeordnete Be-
stimmungen auf kantonaler Ebene
umzusetzen. So sieht das revidier-
te RPG etwa, neben Auflagen zur
Richtplanung, bei Einzonungen
auch die zwingende Einführung ei-
ner Mehrwertabgabe vor. Bei Neu-
einzonungen von Bauland ist des-
halb neu eine obligatorische Abgabe
von 20 Prozent des Mehrwerts der
raumplanerischen Massnahme fäl-
lig. Falls eine solche Abgabe in den
Kantonen nicht rechtzeitig gesetz-
lich verankert ist, kann der Bund
gegenüber entsprechenden Kanto-
nen einen Ein-
zonungsstopp
verhängen.
Bei den Diskus-
sionen über die
Ausarbeitung
der kantonalen
Gesetzesvorlage zeigte sich schon
früh, dass die Vorstellungen über
die Ausgestaltung einer Mehrwert-
abgabe sehr weit auseinander gehen.
Während sich die bürgerlichen Par-
teien für die Minimalvariante aus-
sprachen, eine Abgabe von 20 Pro-
zent auf Einzonungen und einen

Abgabeverzicht bei Um- und Auf-
zonungen, wurde von linker Sei-
te bei Um- und Aufzonungen eine
Abgabe von 60 Prozent gefordert.
Um dieser Forderung Nachdruck
zu verleihen, starteten linke Grup-
pierungen unter dem irreführenden
Titel die Volksinitiative «Für einen
gemeindefreundlichen Mehrwert-
ausgleich». Mit einemWort: Nichts
deutete darauf hin, dass es dann im
Kantonsrat, wie nunAnfang Juli ge-
schehen, ein glattes einstimmiges
«Ja» zur erarbeiteten Vorlage – einer
Kompromisslösung – geben würde.

Kantonsratskommission
erarbeitetKompromiss
Die Gemeindepräsidenten distan-
zierten sich zwar von dieser irre-
führenden Initiative, hiessen aber
auch die bürgerliche Minimal-

variante nicht
gut. Aufgrund
dieser grossen
Di f fe renzen
bestand wenig
Hoffnung dar-
auf, dass es in-

nerhalb der vom Bund geforderten
Umsetzungsfrist bis zum 30. April
2019 gelingen würde, noch recht-
zeitig eine breit abgestützte Vorla-
ge auszuarbeiten. Stattdessen droh-
te den Stimmberechtigten aufgrund
der Volksinitiative ein komplizier-
ter und unberechenbarer Abstim-
mungsmarathon. Anfang Mai
schliesslich verfügte der Bund gegen
den Kanton Zürich das angedroh-
te Einzonungsverbot – der Scher-
benhaufen war perfekt. Land, das
noch nicht in einer Bauzone liegt,
darf demnach erst wieder überbaut
werden, wenn das Gesetz zurMehr-
wertabschöpfung steht.
Dessen ungeachtet führte die vorbe-
ratende kantonsrätliche Kommissi-
on für Planung und Bau (KPB) im
Hintergrund intensive Gespräche

mit Vertretern von verschiedenen
Verbänden, die in der Angelegen-
heit stark engagiert waren. Schritt
für Schritt konnten verschiede-
ne Differenzen beseitigt werden.
Gleichzeitig gelang es den verschie-
denen Interessenvertretern, gemein-
sam in unterschiedlichen Bereichen
Verbesserungen an der regierungs-
rätlichen Vorlage zu erzielen.

Flexibilität fürGemeinden
dankUnter- undObergrenze
Beispielsweise wurde festgelegt,
dass bei Um- und Aufzonungen
im Fall des Verkaufs eines Grund-
stücks keine Abgabe fällig wird.
Dies reduziert den Aufwand für
die Grundeigentümer, aber auch
für die Gemeinden. Denn die Be-
rechnung der Mehrwerte ist sehr
komplex und mit einem nicht un-
wesentlichen Aufwand verbunden.
Entsprechend konnte die KPB dar-
über hinaus erwirken, dass kleine-
re Grundstücke bei Auf- und Um-
zonungen komplett vomVerfahren
ausgenommenwerden – es sei denn,
die Mehrwerte wären sehr erheb-
lich. Gerade von dieser entlasten-
den Regelung wird sicher auch das
Gewerbe profitieren können, da vie-
le Betriebe auch im Besitz von eige-
nen Liegenschaften sind.
Zudem kann bei Fällen, die nicht
unter die Ausnahmeregelung für
kleinere Grundstücke fallen, ein
Abzug vonCHF 100’000 am errech-
netenMehrwert
vorgenommen
werden. Im Ge-
genzug erhalten
die Gemeinden
die Möglich-
keit, dass sie bei
Auf- und Umzonungen eine Abga-
be von maximal 40 Prozent erhe-
ben dürfen. DieseMehrwertabgabe
bei Auf- und Umzonungen muss
in einen kommunalen Fonds flie-
ssen, mit dem Massnahmen finan-
ziert werden können, die auch den
entsprechendenGrundeigentümern
zugutekommen sollen.
Man sieht: Den Gemeinden wurde
im Sinne der Autonomie eine gewis-
se Flexibilität gewährleistet. Der in

der KPB gemeinsam erarbeitete,
sehr breit abgestützte Kompromiss,
dank dem die Volksinitiative auch
zurückgezogen wurde, fand deshalb
auch imKantonsrat eine sehr grosse
Akzeptanz. Erstaunlich war jedoch,
dass die GLP imRat bei Neueinzon-
gen eine Erhöhung der Abgabe auf
maximal 50 Prozent forderte und
den Gemeinden bei Auf- und Um-
zonungen gar vorschreiben wollte,
zwingend eine Abgabe vonmindes-
tens 20 Prozent einzuführen.

Liberale Interpretationdurch
Gemeindenerwünscht
Zusammenfassend kann festgehal-
ten werden, dass die Mehrwertab-
gabe aus ordnungspolitischer Sicht
zwar ein Ärgernis darstellt. Dies gilt
umsomehr, wennman sich vor Au-
gen führt, dass neben dieser Abga-
be bereits heute schonGrundstück-
gewinnsteuern, Vermögenssteuern
und Erschliessungsgebühren einge-
fordert werden. Dennoch konnte in
den geschickt geführten Verhand-
lungen eine Lösung erarbeitet wer-
den, die den Anliegen des durch-
schnittlichenHauseigentümers und
den meisten KMU-Betrieben we-
sentliche Vorzüge zugesteht.
Zusätzlich wurde die Gesetzesvorla-
ge mit einer Wirkungskontrolle ver-
sehen, sodass allfällige Fehlentwick-
lungen korrigiert werden müssen.
Denn dieses neue Gesetz wird zahl-
reiche Fragen aufwerfen und zu ei-

nem grossen ad-
minist rat iven
Aufwand in den
Gemeinden füh-
ren. Aus diesem
Grund dürften
viele Gemeinden

gut beraten sein, auf eine Abgabe bei
Um- und Aufzonungen zu verzich-
ten. Denn auch wenn die einmali-
ge Abgabe für viele verlockend er-
scheinen mag, ist doch für gesunde
Gemeindefinanzen die langfristige
Entwicklung der Steuererträge von
Privatpersonenund juristischenPer-
sonenweitwichtiger. Eswird deshalb
in der kommunalen Raumplanung
weise sein, diesem Aspekt oberste
Priorität einzuräumen. ■
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«Ein ordnungspolitisches
Ärgerniswurdehauseigen-
tümer- undgewerbefreund-
lich ausdemWeggeräumt.»

«VieleGemeinden
dürftengutberaten sein,
auf eineAbgabebeiUm-und
Aufzonungenzuverzichten.»


